
 
 
  

  

 
 

 

 
KREBS UND ARMUT 

POSITIONSPAPIER DER DEUTSCHEN KREBSHILFE UND DES 
HAUS DER KREBS-SELBSTHILFE – BUNDESVERBAND E.V.  
 

 
  

VORBEMERKUNG  Erfolge und Fortschritte in der Medizin haben erfreulicherweise bei vielen
onkologischen Erkrankungen zu besseren Heilungschancen oder zu einer 
deutlichen Verlängerung der Überlebenszeiten geführt. Wie die Forschung 
zum Thema Cancer Survivors evident belegt, ist das Langzeitüberleben 
allerdings häufig mit Verlust an Lebensqualität, mit körperlichen und psy-
chischen Einschränkungen sowie Einbußen des Leistungsvermögens ver-
bunden (siehe Literaturhinweise auf S. 7). Zusätzlich belastend wirken sich 
dann noch Sorgen um die eigene finanzielle Situation aus. 
 
Krebs macht arm – Realität? 
 
Eine Krebserkrankung beeinflusst die wirtschaftliche Situation der meisten 
betroffenen Menschen. Das Einkommen verringert sich, die Ausgaben
steigen. Erfahrungen aus der Krebs-Selbsthilfe und der psychosozialen 
Beratung von Krebspatienten belegen, dass Betroffene sich zunehmend 
über wirtschaftliche Belastungen im Verlauf der Erkrankung und über ihre 
wirtschaftliche Existenz Sorgen machen. 
Krankheit ist eine der Ursachen für Überschuldung. Eine zunehmend 
restriktivere Praxis der Sozialversicherungsträger als Folge einer 
veränderten Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik belastet schwer kranke 
Menschen erheblich, unabhängig von der Belastung durch ein konkretes
Verarmungsrisiko.  
Das Gesetz zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von
Menschen mit Behinderungen (Bundesteilhabegesetz – BTHG) von 2016
verfolgt das Ziel, behinderungsbedingte Nachteile auszugleichen und die
Selbstbestimmung von Menschen mit von Behinderung bedrohten Men-
schen sowie ihre gleichberechtigte Teilhabe durch besondere Sozialleis-
tungen (Leistungen zur Teilhabe) zu fördern. Bezugnehmend auf das BTHG 
sowie den 2. Teilhabebericht des Bundesministeriums für Arbeit und Sozia-
les aus dem Jahr 2017 beschreibt dieses Positionspapier die aktuelle Situa-
tion im Rahmen einer Bestandsaufnahme, benennt konkrete Probleme und 
Defizite und stellt darauf basierend Forderungen. 
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EXISTENZIELLE    
ABSICHERUNG 

 Im Krankheitsfall ist eine verlässliche wirtschaftliche Basis zur 
Sicherung der Existenz besonders wichtig 
 

  Steigende Ausgaben und sinkende Einnahmen im Verlauf einer langan-
dauernden Krebserkrankung schaffen wirtschaftlichen Druck und damit 
auch Existenzängste. 
Ausgaben steigen durch Eigenbeteiligungen und Zuzahlungen für medizi-
nisch notwendige Medikamente, Heil- und Hilfsmittel, Krankenfahrten, Diä-
ten, Mehrkosten für Kinderbetreuung, Haushaltshilfen, Ausgaben für er-
gänzende Therapieverfahren und vieles mehr. 
Einkommensverluste entstehen im Verlauf der Erkrankung kontinuierlich: 
von der Entgeltfortzahlung ins Krankengeld, gegebenenfalls ins Arbeitslo-
sengeld 1 oder 2 oder zur Erwerbsminderungsrente und ergänzenden 
Grundsicherungsleistungen.  
Auch von der steuerlichen Absetzbarkeit behinderungsbedingter Mehr-
aufwendungen profitieren vor allem Einkommensstarke oder Vermögende.
Krankheitsbedingte Armut wird dadurch nicht beseitigt. 
 
FORDERUNG:  
 Aufhebung der Zuzahlungen, Aufzahlungen und Eigenanteile für eine

bedarfsgerechte Versorgung im SGB V 
 Abschaffung der Eigenanteile zur Finanzierung der Pflege nach dem 

SGB XI 
 Wegfall der nach dem BTHG verbliebenen Vermögensanrechnung

nach den Regelungen der Eingliederungshilfe 
 Überarbeitung des Systems der Nachteilsausgleiche: Schwerbehinder-

tengeld statt nur Steuerfreibetrag, sodass auch Betroffene mit niedri-
gem oder keinem Einkommen unterstützt werden 

 
 

KRANKENGELD 
 

 Aufforderung der Krankenkasse zur medizinischen Rehabilitation

  Die gesetzlichen Krankenkassen haben die Möglichkeit, Krebspatienten 
unter bestimmten Voraussetzungen dazu aufzufordern, eine medizinische 
Rehabilitation zu beantragen. Rechtsgrundlage dieser Aufforderungen ist 
der § 51 des fünften Sozialgesetzbuches. Im Rahmen dieses Verfahrens 
wird die Erwerbsfähigkeit des Krebspatienten überprüft. Die Krankenkasse 
kann sich damit Erstattungsansprüche gegenüber dem zuständigen Ren-
tenversicherungsträger sichern. 
Zunehmend werden Patienten bereits nach kurzer Krankengeldbezugs-
dauer zur Beantragung aufgefordert. Dies geschieht während der Akutbe-
handlung und unabhängig davon, ob eine Rehabilitationsmaßnahme zu 
diesem Zeitpunkt sinnvoll ist. Diese Verfahren werden aus ökonomischen  
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Gründen eingeleitet und können für Betroffene mit erheblichen Nachteilen 
bis hin zur frühzeitigen Berentung verbunden sein. Viele Patienten klagen  
deshalb über erhebliche emotionale und bürokratische Belastungen und 
unzureichende Beratung.  
Die Behandlungszeiträume bei onkologischen Erkrankungen sind lang. Sie 
reichen oft bis an die Grenze der Bezugsdauer des gesetzlichen Kranken-
geldes oder darüber hinaus.  
 
FORDERUNG:  
Für den gesamten Zeitraum einer onkologischen Akutbehandlung, im Be-
darfsfall auch der Rehabilitation und der Rekonvaleszenz, muss ein verläss-
licher Anspruch auf den Bezug von Krankengeld bestehen. 
 

 
ERWERBS-
MINDERUNGSRENTE 

  
Erwerbsminderung als Armutsrisiko 
 

  
 

Lange Krankheitsverläufe und durch Krankheit und Therapie erheblich ein-
geschränktes Leistungsvermögen führen dazu, dass jährlich ca. 20.000
Menschen aufgrund einer Krebserkrankung in eine Erwerbsminderungs-
rente eintreten. Das Niveau der Erwerbsminderungsrenten ist seit Jahren
deutlich gesunken; sie wurden pauschal um bis zu 10,8 % gekürzt.
Die Erwerbsminderungsrente führt insbesondere bei einem unfreiwilligen
Renteneintritt – z. B. wegen einer Krebserkrankung – zu unerträglichen 
Härten und erhöht die Risiken für Altersarmut. 
 
FORDERUNG:  
Erwerbsminderungsrente muss in angemessener und existenzsichernder 
Höhe gezahlt werden und bei Vorliegen der medizinischen Voraussetzun-
gen ohne aufwendiges Verfahren zugänglich sein. 
 
 

KREBS UND ERWERBS-
LEBEN 

 Erwerbstätigkeit nach Krebserkrankung – Schaffung von adäquaten
Rahmenbedingungen für den Verbleib im Erwerbsleben  
 

  Erwerbstätigkeit hat nicht nur im Zusammenhang mit Krebs zwei Seiten:
Neben der Sicherung des Lebensunterhaltes kann sie sinn- und selbst-
wertstiftend und somit unterstützend für die Rückkehr zur Normalität, also 
Entlastung sein. Wenn Überforderung, Druck und Stress überwiegen, wird 
sie zur Belastung.  
Ziel muss sein, die Reintegration von Krebspatienten ins Erwerbsleben er-
folgreich zu gestalten. Berufstätigkeit muss überwiegend entlastet und 
nicht belastet ausgeübt und erlebt werden können, damit Leistungs-
potenziale ausgeschöpft und sinnvoll entfaltet werden können (vgl. BTHG: 
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„Teilhabe von Menschen am politischen, sozialen, ökonomischen und kul-
turellen Leben“). 
 

  FORDERUNG:  
Die Teilhabe am Arbeitsleben ist von existenzieller Bedeutung. Es müssen 
Rahmenbedingungen gegeben sein, damit Arbeit als entlastend erlebt
werden kann. 
 
 

KREBS UND  
REHABILITATION 

 REHABILITATION – Genesung braucht Zeit 
 

 
 
 
 

 

 Ein wichtiger Baustein zum Erhalt des Leistungsvermögens ist die Rehabili-
tation nach Krebs. Ökonomische Zwänge dürfen nicht dazu führen, dass 
 auf notwendige Rehabilitationsmaßnahmen verzichtet wird oder diese

verkürzt werden,  
 Maßnahmen auf Druck von Leistungsträgern eingeleitet werden, wenn

sich Betroffene noch in der Akutbehandlung befinden und noch nicht 
rehabilitationsfähig sind. 
 

FORDERUNG:  
Verfahren und Fristen zur Anschlussrehabilitation (Anschluss-
heilbehandlung - AHB) müssen auch aufgrund der Weiterentwicklung von
medizinischen Behandlungsmethoden harmonisiert werden und sich un-
abhängig von den jeweiligen Leistungsträgern und spezifischen Regelun-
gen in den Bundesländern an den Bedarfen der Krebspatienten orientieren.
 

 
WIEDEREIN-
GLIEDERUNG 

  
RÜCKKEHR IN DEN BERUF – Die Bedeutung erfolgreicher Wiederein-
gliederung 
 

  Um Erwerbstätigkeit als Basis für die Sicherung der wirtschaftlichen Exis-
tenz von Menschen nach Krebserkrankung zu stabilisieren, muss das vor-
handene Instrumentarium zur beruflichen Wiedereingliederung nicht nur 
ausgeschöpft, sondern flexibilisiert und ausgeweitet werden. 
Von der stufenweisen Wiedereingliederung über das Betriebliche Einglie-
derungsmanagement zu den Maßnahmen nach dem Schwer-
behindertenrecht sollte alles in Betracht gezogen werden, was Menschen 
in Arbeit hält. 
Dazu zählt auch die Information und Unterstützung kleiner Unternehmen 
durch die Integrationsfachdienste. 
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FORDERUNG:  
Möglichkeiten für Teilzeitarbeit, Homeoffice und zur Flexibilisierung der 
Arbeitszeit sowie die Verfahren zur stufenweisen Wiedereingliederung 
müssen angepasst und erweitert werden.  
 
 

RISIKOGRUPPEN  Gibt es Gruppen, die ein erhöhtes Risiko tragen, durch eine Krebser-
krankung in wirtschaftliche Not zu geraten? 
 

  Die frühzeitige Identifikation von Menschen, die durch eine Krebs-
erkrankung erhöhten Armutsrisiken ausgesetzt sind, ist außerordentlich
wichtig. Die Arbeit der Krebs-Selbsthilfe und die Erfahrungen der psycho-
sozialen Krebsberatung geben bereits heute deutliche Hinweise auf be-
sonders belastete Gruppen: 
 Junge Familien, wenn der/die Hauptverdiener/in erkrankt, insbesonde-

re Alleinerziehende, 
 Paare und Familien, wenn der/die pflegende Partner/in die Arbeitszeit 

reduzieren muss, 
 Junge an Krebs erkrankte Menschen mit geringen Rentenansprüchen, 
 Einzelverdiener und Niedriglohnempfänger, 
 Selbstständige, insbesondere Kleinbetriebe ohne ausreichende Absi-

cherung oder ohne die Möglichkeit, Arbeits- und Verdienstausfall zu 
kompensieren. 

 
FORDERUNG:  
Für Betroffene mit geringen Einkommen und Rentenansprüchen müssen
im sozialen Hilfesystem adäquate finanzielle Unterstützungsmöglichkeiten
zur Verfügung stehen. 

   
   

BÜROKRATISCHE  
HÜRDEN 

 

 
 
Abbau bürokratischer Hürden – Flexibilisierung des Leistungssystems 
für Krebspatienten 
 

  Krebspatienten erleben, dass im Verlauf der Erkrankung administrative An-
forderungen steigen, mit großem Aufwand Anträge gestellt und Nach-
weise vorgelegt werden müssen, während gleichzeitig durch die Erkran-
kung und die Therapie die Bewältigungskräfte und die Leistungsfähigkeit
sinken. Geordnete und nachvollziehbare Verfahrensabläufe sind wichtig,
sie müssen sich allerdings auch an der Realität der Betroffenen, deren
Möglichkeiten und Grenzen orientieren.  
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FORDERUNG:  
Einheitlicher, niederschwelliger und verständlicher Zugang zur Beantra-
gung von Hilfen im Leistungssystem muss gewährleistet werden. 
 
 

BERATUNG  Psychosoziale Beratung – Ausbau und Optimierung der Beratungs-
strukturen 
 

  Um auch im außerstationären Bereich sozialstaatliche Rechte umfassend,
wirksam und individuell beratend zugänglich zu machen, bedarf es eines
für alle Krebspatienten in allen Phasen der Erkrankung zur Verfügung ste-
henden psychosozialen Beratungsangebotes durch qualitätsgesicherte
psychosoziale Krebsberatung. Neben dem psychologischen Schwerpunkt
muss dieses Angebot die frühzeitige soziale Beratung zu beruflichen und
rehabilitativen Fragen, zu den möglichen wirtschaftlichen Folgen einer
Krebserkrankung sowie zu sozialen und sozialrechtlichen Unterstützungs-
angeboten sein. Betroffene müssen über Rechte, aber auch Pflichten auf-
geklärt und bei Bedarf unterstützt und beratend begleitet werden. Für die-
se Beratung sollte auf professionelle Strukturen – Psychosoziale Krebsbera-
tungsstellen, Onkologische Erstberatung durch Sozialdienste in den Klini-
ken, Beratungsangebote der EUTB (Ergänzende Unabhängige Teilhabebe-
ratung) – zurückgegriffen werden, die allerdings derzeit nur unzureichend 
zur Verfügung stehen. 
 
FORDERUNG:  
Beratungsangebote – insbesondere Psychosoziale Krebsberatungsstellen –
müssen flächendeckend und kontinuierlich mit Experten aus Sozialer Ar-
beit, Psychoonkologie, Medizin und Pflege zur Verfügung stehen. Psycho-
soziale Krebsberatungsstellen müssen regelfinanziert sein (gesetzliche und 
private Krankenversicherer, Rehabilitationsträger, Länder und Kommunen),
was gegenwärtig nicht der Fall ist. 
  
 
 

  Fazit 
 
Die Erfahrungen aus der Praxis der Beratung und der Krebs-Selbsthilfe las-
sen den Schluss zu, dass für onkologische Erkrankungen gilt, was für viele
chronische Erkrankungen zutreffend ist: Lange chronische Krankheitsver-
läufe erhöhen das Armutsrisiko. Erste Untersuchungen bestätigen diese 
Einschätzung und belegen, dass bereits jetzt Handlungsbedarf im oben
beschriebenen Sinne besteht. Dennoch fehlt systematische Evidenz, welche 
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Strukturen und Prozesse zu dieser gravierenden Fehlentwicklung zu Lasten
der Patienten führen und wie sie optimiert werden können. So fehlt es in 
Deutschland insbesondere an Studien, die der Frage nachgehen, welche
Innovationen und Interventionen effektiv und effizient sind, um finanzielle
Folgen und daraus resultierende psychosoziale Belastungen Krebsbe-
troffener zu verringern. Derartige Studien können dazu beitragen, den Zu-
gang, die Inanspruchnahme und die Qualität von Hilfeangeboten für die
Betroffenen bedarfs- und bedürfnisorientiert und ohne bürokratische Hür-
den zu gestalten und sicherzustellen. 
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